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Vorbemerkung 

 
Der Sozialbereich hat insgesamt eine Größen-

ordnung von einer Billion Euro jährlich erreicht. 

Das ist fast ein Drittel der gesamten Wirt-

schaftsleistung Deutschlands. Gleichzeitig wer-

den durch Sozialleistungsmissbrauch jedes 

Jahr hohe Milliardenbeträge zweckentfremdet 

und dem Sozialsystem entzogen. Allein im Ge-

sundheitsbereich gehen Schätzungen von 20 

Milliarden Euro aus. Könnten wir Missbrauch 

verhindern, würde der Gesamtsozialversiche-

rungsbeitrag auf die wichtige Marke von unter 

40 Prozent sinken. Das sichert Arbeitsplätze.  

 

Klar ist auch, dass sich die übergroße Mehrheit 

rechtmäßig verhält – also Leistungserbringer 

wie etwa Ärzte und Apotheker, Pflegedienste 

und Sanitätshäuser, Betreiber von Kindergär-

ten, Heimen und Beratungsstellen auf der ei-

nen Seite. Und auf der anderen Seite die Be-

zieher dieser Leistungen, also etwa Patienten, 

Pflegebedürftige und deren Familienangehö-

rige. Deshalb muss der Missbrauch von Sozial-

leistungen durch eine kleine Minderheit wirk-

sam bekämpft werden. Auch Skandale wie zu-

letzt in Hessen bei der AWO Frankfurt und der 

AWO Wiesbaden machen deutlich, dass es im 

Milliardengeschäft um Sozialleistungen bei der 

Kontrolle noch zu amateurhaft zugeht. 

 

I. Zusammenfassung 
 

Überall dort, wo öffentliche Mittel eingesetzt 

werden, entstehen auch Anreize für Fehlver-

halten und Missbrauch. Im Sozialwesen betrifft 

dies nicht nur Leistungsempfänger, sondern 

auch einzelne Leistungserbringer, so etwa Pfle-

gedienste und -heime, Sozialverbände, Ärzte 

und Apotheker, Krankenhäuser oder Heilmit-

telerbringer. 

 

Öffentliches Geld braucht öffentliche Kon-

trolle. Sonst drohen Korruption, Abrechnungs-

betrug und Leistungsmissbrauch. Diese unter-

graben das Vertrauen in den Sozialstaat und 

erhöhen die Lasten für Beitrags- und Steuer-

zahler. Nach Schätzungen summieren sich die 

Schäden durch Leistungsmissbrauch allein im 

Gesundheitswesen auf einen zweistelligen Milli-

ardenbetrag (GKV-Spitzenverband 2022). Das 

Dunkelfeld ist extrem groß: mit einem festge-

stellten Schaden von rund 130 Mio. Euro kann 

geschätzt weniger als 1 Prozent der tatsächli-

chen Schadensumme im Gesundheitswesen 

ermittelt werden (GKV-Spitzenverband 2023; 

Bundeskriminalamt 2021).  

 

Die Bekämpfung von Missbrauch und Betrug 

im Bereich von Sozialleistungen muss mit dem 

in den letzten Jahrzehnten stark gewachsenen 

Sozialstaat Schritt halten. Die Missbrauchsbe-

kämpfung muss zukünftig genauso konsequent 

angegangen werden wie im Bereich der Fi-

nanzverwaltung. Es gibt keinen Grund, im Sozi-

albereich höhere Hürden aufzubauen.  

 

Auf Bundesebene sollte die zusätzliche Einrich-

tung einer zentralen Bekämpfungsstelle ge-

prüft werden, die für Steuerdelikte und Sozial-

leistungsmissbrauch zuständig ist. Dies sichert 

eine effektivere Bekämpfung, hebt das Thema 

ins öffentliche Bewusstsein und schreckt Täter 

ab. 

Die gesetzlichen Rahmenbedingungen – ins-

besondere für den Datenaustausch und auto-

matischen Datenabgleich – müssen auf Lan-

des- und Bundesebene verbessert werden.  

Auch in Hessen müssen die Behörden ihre An-

strengungen zur Bekämpfung des Leistungs-

missbrauchs weiter deutlich steigern.  

 

Die Kommunen und kommunalen Jobcenter 

müssen vom Landesgesetzgeber verpflichtet 

werden, Daten zum Leistungsmissbrauch zu er-

heben und an das Statistische Landesamt zu 

übermitteln. Dies betrifft etwa auch die Erhe-

bung von Missbrauchsdaten zu Sozialhilfe, Ein-

gliederungshilfe oder Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz. 

 

Unter Beteiligung von Sozial- und Innenministe-

rium sollte die Landesregierung mit den Behör-

den vor Ort ein behördenübergreifendes Kon-

zept gegen Leistungsmissbrauch mit dem Ziel 

einer besseren Zusammenarbeit erarbeiten. 

 

Die Befugnisse der Fehlverhaltensstellen der 

Krankenkassen zum Datenaustausch mit ande-

ren Krankenkassen und Behörden müssen vom 

Bundesgesetzgeber erweitert werden. Der 

Bund sollte die Einrichtung einer bundesweiten 

und kassenübergreifenden Datenbank ermög-

lichen, die Fälle von strafbarem Fehlverhalten 

im Gesundheitswesen personenbezogen spei-

chert. Zudem muss gesetzlich klargestellt wer-

den, dass die Fehlverhaltensstellen auch auf 

eigene Initiative und anlassunabhängig tätig 

werden dürfen. 
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Die Pflegekassen müssen ihre Kontrollen bei 

der Leistungserbringung intensivieren. Hierzu 

müssen vom Bundesgesetzgeber mehr unan-

gekündigte Kontrollen ermöglicht und digitale 

Abrechnungen verpflichtend gemacht wer-

den.  

 

Die Träger der Deutsche Rentenversicherung 

müssen konsequent den Missbrauch von Er-

werbsminderungsrenten aufdecken und ver-

hindern, indem sie konsequent Frühwarn- und 

Prüfsysteme einrichten und anwenden.  

Die Kassenärztliche Vereinigung Hessen, Lan-

desärztekammer Hessen und das Sozialministe-

rium als Aufsichtsbehörde müssen konsequen-

ter darauf hinwirken, dass Ärzte Arbeitsunfähig-

keitszeiten korrekt erfassen. 

 

Land und Kommunen müssen sicherstellen, 

dass die Erbringer von Sozialleistungen, wie 

etwa die großen Wohlfahrtsverbände, bereits 

im „laufenden Geschäft“ geprüft werden. Die 

AWO-Skandale in Frankfurt und Wiesbaden 

haben hier großen Handlungsbedarf deutlich 

gemacht. 

Die seit Jahren bekannte Missbrauchsmöglich-

keit durch Beurkundung von Scheinvaterschaf-

ten Bleiberecht und Sozialleistungsbezug zu si-

chern, muss vom Bundesgesetzgeber beendet 

werden. Hingegen wäre eine staatliche Wei-

gerung, eine bekannte und auch genutzte 

Missbrauchsmöglichkeit zu unterbinden, ge-

eignet, die allgemeine Rechtstreue zu beein-

trächtigen. 

Schließlich muss auch die Schattenwirtschaft 

besser eingedämmt werden, einerseits durch 

effektive Kontrollen, vor allem aber durch Be-

seitigung der Ursachen, also zu hohe Lohnzu-

satzkosten, Bürokratie und Hürden bei der Be-

schäftigungsaufnahme. 

 

II. Im Einzelnen 

1. Sozialleistungs-Missbrauch so kon-

sequent wie Steuerdelikte bekämpfen 

 
Die Finanzverwaltung ist zu Recht mit umfang-

reichen Ermittlungs- und Ahndungsmöglichkei-

ten im Kampf gegen Steuerdelikte ausgestat-

tet. Dies ist richtig und wichtig für die Funktions-

fähigkeit unseres Gemeinwesens. Die Steuer-

einnahmen aller drei staatlichen Ebenen be-

trugen zuletzt rund 815 Milliarden Euro (2022). 

Demgegenüber beträgt allein das Finanzvolu-

men in der überwiegend beitragsfinanzierten 

Sozialversicherung über 700 Milliarden Euro, 

hinzu kommen Sozialleistungen für zahlreiche 

rein steuerfinanzierte Leistungen wie Sozialhilfe 

und Grundsicherung. Das Sozialbudget für 

sämtliche Sozialleistungen umfasst inzwischen 

über 1 Billion Euro p.a., das ist fast ein Drittel 

der gesamten Wirtschaftsleistung. Auch um ei-

nen wesentlichen Beitrag zur Finanzierbarkeit 

des Sozialsystems zu leisten, muss der Prüf- und 

Kontrollstandard der Finanzverwaltung auch 

für Sozialleistungen eingeführt werden. Es ist 

kein Grund dafür ersichtlich, im Bereich von 

Sozialleistungen weniger konsequent zu kon-

trollieren. 

 

2. Zentrale Behörde zur Bekämpfung 

von Sozialleistungsmissbrauch prüfen 

 
Derzeit ist die Missbrauchsbekämpfung Auf-

gabe jeder einzelnen Sozialbehörde, was rich-

tig ist und bleibt. Für eine effektivere Bekämp-

fung, auch bei bundesländerübergreifenden 

Sachverhalten oder bei Auslandsbezug, sollte 

die zusätzliche Einrichtung einer bundesweit 

agierenden Struktur geprüft werden. Durch die 

Zusammenführung von Erkenntnissen verschie-

dener Stellen könnten bundesländer- oder 

staatenübergreifende agierende Tätergrup-

pierungen und Begehungsweisen (z. B. im Pfle-

gebereich) schneller erkannt und verhindert 

werden. 

Mit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit gibt es 

bereits eine Behörde für die Bekämpfung ille-

galer Beschäftigung, aber auch von Sozialleis-

tungsmissbrauch, die Erfahrung in der Zusam-

menarbeit mit Sozialbehörden hat. Die Befug-

nisse dieser Behörde könnten erweitert wer-

den, ohne dass damit ein Personalaufwuchs 

einhergehen muss. Die Möglichkeiten der Digi-

talisierung müssen konsequent genutzt wer-

den. 

 

Eine übergeordnete und unabhängige Instanz 

hätte den weiteren Vorteil, dass die Miss-

brauchsbekämpfung professionalisiert werden 

könnte. Denn gerade viele kleinere Sozialbe-

hörden haben kaum Ressourcen für diese Auf-

gabe. Nicht nur aus Gründen einer effektive-

ren Bekämpfung, sondern auch aus Gründen 

der Prävention hätte eine zentrale Bekämp-

fungsbehörde Signalwirkung, weil öffentliche 

Aufmerksamkeit für dieses bislang ohne Sach-

grund stiefmütterlich behandelte Thema ent-

stehen könnte.  
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3. Kommunale Jobcenter: Leistungs-

missbrauch transparent machen 

 
Die Jobcenter müssen Leistungsmissbrauch in 

der Grundsicherung für Arbeitsuchende („Bür-

gergeld“) durch einen umfassenderen Daten-

abgleich effektiv aufklären und verhindern. 

Hierzu muss im Bereich der Kommunalen Job-

center der Landesgesetzgeber zunächst über-

haupt Transparenz herstellen und die 16 kom-

munalen Jobcenter in Hessen verpflichten, Da-

ten zum Leistungsmissbrauch im gleichen Um-

fang wie die gemeinsamen Einrichtungen zur 

Verfügung zu stellen. Das Hessische Ausfüh-

rungsgesetz zum SGB II („OFFENSIV-Gesetz“) ist 

entsprechend um eine Berichtspflicht an das 

Hessische Statistische Landesamt zu ergänzen.  

 

Zwar sind auch die kommunalen Jobcenter 

schon heute verpflichtet, automatisiert Daten 

auf nicht deklariertes Einkommen oder Vermö-

gen abzugleichen (§ 52 SGB II). Jedoch mel-

den die kommunalen Jobcenter die Ergeb-

nisse ihrer Arbeit nicht der Bundesagentur. 

Dementsprechend sind in den von der BA be-

richteten 160.000 neuen Verfahren wegen des 

Verdachts auf Leistungsmissbrauch und Über-

zahlungen von 1 Milliarde Euro (Bundesagen-

tur für Arbeit, Bekämpfung von Leistungsmiss-

brauch im SGB II, 1/2022) keine Zahlen der 

kommunalen Jobcenter enthalten.  

 

Eine effektive Missbrauchsbekämpfung  dient 

dem Vertrauen von Bürgern und Steuerzahlern 

in das öffentlich finanzierte Fürsorgesystem und 

schützt die große Mehrzahl der rd. 425.000 Per-

sonen in Hessen, die rechtmäßig direkt oder in-

direkt Leistungen aus der Grundsicherung be-

ziehen (Personen in Bedarfsgemeinschaften; 

bundesweit rd. 5,7 Mio. Personen).  

 

4. Kommunen müssen Leistungsmiss-

brauchs-Daten umfassend erheben 

 
Ferner sollte der Landesgesetzgeber Behör-

den, die Sozialleistungen auszahlen – also ins-

besondere Kommunen und den Landeswohl-

fahrtsverband – verpflichten, Daten zum Leis-

tungsmissbrauch zu sammeln, auszuwerten 

und für die Erstellung einer zentralen Statistik 

an das Hessische Statistische Landesamt zu 

übermitteln. Künftig müssen Statistiken zu Leis-

tungsmissbrauch etwa im SGB XII (Sozialhilfe), 

der Eingliederungshilfe oder im Asylbewerber-

leistungsgesetz zur Verfügung stehen, damit 

Handlungsbedarfe identifiziert werden kön-

nen. 

 

5. Landeskonzept gegen Leistungsmiss-

brauch erarbeiten 

 
Zur effektiven Prävention, Aufdeckung und 

Strafverfolgung von Leistungsmissbrauch sollte 

die Landesregierung ein behördenübergrei-

fendes Konzept gegen Leistungsmissbrauch er-

arbeiten. Ziel muss die bessere Zusammenar-

beit der Behörden vor Ort beim Verhindern 

und Aufdecken von systematischem Leistungs-

missbrauch sein. Hierfür braucht es eine bes-

sere regionale Kooperation zwischen Sozialleis-

tungsträgern (Bundesagentur für Arbeit, Famili-

enkassen, Jobcenter, Krankenkassen, Wohn-

geldbehörden, Sozialämtern), kommunalen 

Behörden (Einwohnermeldeamt, Gesundheits-

amt, Schulbehörden), Strafverfolgungsbehör-

den und Zoll. In den letzten Jahren machten 

vor allem Fälle von organisiertem Leistungs-

missbrauch von Kindergeld Schlagzeilen. Da-

bei ist eine verstärkte regionale Zusammenar-

beit insbesondere in solchen Fällen effektiv, in 

denen Leistungsempfänger unterschiedliche 

Sozialleistungen von unterschiedlichen Sozial-

leistungsträgern beziehen. Zur Feststellung von 

Auffälligkeiten sollten in einem ersten Schritt 

die Daten der kommunalen und überörtlichen 

Sozialleistungsträger untereinander abgegli-

chen werden. Sodann sind in Verdachtsfällen 

zur weiteren Aufklärung und Sachverhaltser-

mittlung die Strafverfolgungsbehörden einzu-

schalten. Hessen kann hier aus den Erfahrun-

gen anderer Bundesländer lernen. So existiert 

etwa in Nordrhein-Westfalen bereits seit dem 

Jahr 2019 ein entsprechendes Konzept gegen 

organisierten Sozialleistungsmissbrauch.  

 

6. GKV: Befugnisse erweitern, Kampf 

gegen Fehlverhalten intensivieren 

 
Fehlverhalten wie Abrechnungsbetrug, Re-

zept- oder Verordnungsfälschung oder die Ab-

rechnung nicht erbrachter Leistungen verursa-

chen bei den gesetzlichen Krankenkassen – 

und damit für die Beitragszahler – jährlich ei-

nen geschätzten Schaden in zweistelliger Milli-

ardenhöhe. Allein beim Abrechnungsbetrug 

im Gesundheitswesen hat sich die Fallzahl im 

Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr auf rund 

11.300 Fälle nahezu verdreifacht (vgl. Bundes-

kriminalamt, Bundeslagebild Wirtschaftskrimi-

nalität 2021, S. 6). Bei der Aufklärung und Er-

https://www.land.nrw/pressemitteilung/konzept-gegen-organisierten-missbrauch-von-sozialleistungen-vorgestellt
https://www.land.nrw/pressemitteilung/konzept-gegen-organisierten-missbrauch-von-sozialleistungen-vorgestellt
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mittlung solcher Straftaten im Gesundheitswe-

sen leisten die sog. Fehlverhaltensstellen der 

Krankenkassen wertvolle Arbeit. Im Zeitraum 

2020/2021 sind rund 40.000 Hinweise bei den 

Fehlverhaltensstellen eingegangen. Hieraus re-

sultierten nach Prüfung rund 2.500 Strafanzei-

gen an die Staatsanwaltschaften. Nichtsdes-

totrotz dürfte hier weiterhin eine erhebliche 

Dunkelziffer unentdeckter Kriminalität beste-

hen (vgl. Bundeskriminalamt, Bundeslagebild 

Wirtschaftskriminalität 2021, S. 4).  

 

Mit der Zentralen Staatsanwaltschaft für Medi-

zinwirtschaftsstrafrecht bei der Staatsanwalt-

schaft Fulda (früher Frankfurt) hat Hessen im 

wirtschaftlich äußerst bedeutenden Gesund-

heitsbereich bereits einen Schritt in die richtige 

Richtung getan. Gleichzeitig zeigt dieses Bei-

spiel eindrücklich, dass selbst die Bekämp-

fungsbehörden von Leistungsmissbrauch nicht 

gegen Korruption gefeit sind und wirksame 

Korruptionsvorkehrungen treffen müssen. Der 

für Korruptionsbekämpfung zuständige Ober-

staatsanwalt ist in Mai 2023 wegen Bestech-

lichkeit, Untreue und Steuerhinterziehung erst-

instanzlich zu einer sechsjährigen Haftstrafe 

verurteilt worden. Der Hessische Rechnungshof 

hat fehlende Kontrollen und Innenrevisionen in 

der Generalstaatsanwaltschaft Frankfurt am 

Main moniert (vgl. Bemerkungen 2021, S. 94 ff).  

 

Besseren Datenaustausch ermöglichen 

 
Damit möglichst viele Fälle von Sozialleistungs-

missbrauch verhindert oder aufgedeckt wer-

den können, müssen die Fehlverhaltensstellen 

erweiterte rechtliche Befugnisse zum Daten-

austausch mit anderen Leistungsträgern erhal-

ten. Die Krankenkassen arbeiten dabei unter-

einander sowie mit den Kassenärztlichen Ver-

einigungen und mit der Kassenärztlichen Bun-

desvereinigung zusammen. Der Bundesgesetz-

geber muss den Datenaustausch zukünftig 

auch mit den Gesundheitsämtern (und weite-

ren Aufsichtsbehörden) sowie mit den Sozial-

versicherungsträgern, insbesondere mit DRV, 

Berufsgenossenschaften, Arbeitsagenturen 

und Jobcentern gestatten. (Erweiterung § 

197a SGB V). Zudem muss auch der Datenaus-

tausch mit den Steuerfahndungsbehörden der 

Länder und mit dem Zollfahndungsdienst des 

Bundes ermöglicht werden. Für diese Rechts-

änderungen sollte sich die Landesregierung in 

der Gesundheitsministerkonferenz und mit ei-

ner Gesetzesinitiative im Bundesrat einsetzen: 

Ergänzung des § 197a Abs. 3b Satz 1 SGB V um 

folgende Ziffern: 

„6.  die Gesundheitsämter, Heimaufsichten 

und nach Landesrecht zuständigen Gesund-

heitsbehörden, 7.  die Stellen, die für die Be-

kämpfung von Leistungsmissbrauch bei den 

Trägern der Sozialversicherung nach dem SGB 

II, III, VI, VII, IX und XII zuständig sind, 8.  die mit 

der Steuerfahndung beauftragten Dienst stel-

len der Landesfinanzbehörden und die Behör-

den des Zollfahndungsdienstes nach § 208 

AO“. 

 

Ferner sollte der § 197a Abs. 3b Satz 3 SGB V 

wie folgt gefasst werden: 

„Die Stellen nach Abs. 3b Satz 1 dürfen perso-

nenbezogene Daten, die von ihnen zur Erfül-

lung ihrer Aufgaben erhoben oder an sie über-

mittelt wurden, an die Einrichtungen nach Ab-

satz 1 übermitteln, soweit dies für die Feststel-

lung und Bekämpfung von Fehlverhalten im 

Gesundheitswesen durch die Einrichtungen 

nach Absatz 1 erforderlich ist. 

 

Möglichkeit zu proaktivem Vorgehen 

der Fehlverhaltensstellen gesetzlich 

klarstellen 
 

Eine vom GKV-Spitzenverband begleitete kri-

minologische Untersuchung ergab, dass rund 

die Hälfte der Fehlverhaltensbekämpfungsstel-

len bei der Fallbearbeitung nicht proaktiv und 

anlassunabhängig vorgeht (vgl. Reinelt-Broll 

2021). Dies kann auch damit zusammenhän-

gen, dass die für die Fehlverhaltensstellen 

maßgebliche Rechtsgrundlage (§ 197a Abs. 1 

SGB V) im juristischen Schrifttum teilweise da-

hingehend ausgelegt wird, dass ein Tätigwer-

den der Fehlverhaltensstellen nur auf Initiative 

Dritter erlaubt sei. Diese Auslegung ist keines-

falls zwingend (vgl. § 197a Abs. 1 SGB V: Fehl-

verhaltensstellen haben Fällen und Sachver-

halten „nachzugehen“), erschwert die Arbeit 

der Fehlverhaltensstellen jedoch unnötig. Um 

rechtliche Unklarheiten bei der Aufklärung und 

Ermittlung von Fehlverhalten im Gesundheits-

wesen auszuräumen sollte der Bundesgesetz-

geber in § 197a Abs. 1 SGB V ausdrücklich klar-

stellen, dass die Fehlverhaltensstellen proaktiv 

und auch auf Grundlage eigener Erkenntnisse 

Sachverhaltsermittlung betreiben können und 

sollen.  
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Bundesweite Betrugspräventionsda-

tenbank einrichten 

 
Der Bund sollte die Einrichtung einer bundes-

weiten und kassenübergreifenden Datenbank 

ermöglichen, die Fälle von strafbarem Fehlver-

halten im Gesundheitswesen personenbezo-

gen speichert. Auf diese Weise könnten insbe-

sondere Betrugsdelikte durch bundesweit ope-

rierende Täter bzw. Tätergruppierungen besser 

bekämpft werden. Zudem würden Wiederho-

lungstaten verhindert. Organisierter Abrech-

nungsbetrug zulasten von Kranken- und Pfle-

gekassen könnte so frühzeitig verhindert wer-

den. 

 

Kassen müssen Kampf gegen Fehlverhal-

ten intensivieren  

 
Die Krankenkassen müssen den Kampf gegen 

Fehlverhalten in Kranken- und Pflegeversiche-

rung durch ausreichend geschulte Mitarbeiter 

aufnehmen und intensivieren. Dabei sollten 

Krankenkassen insbesondere die Verwendung 

von digitalen Datenanalyse-Programmen zum 

Standardinstrument bei der Aufdeckung und 

Nachverfolgung von Auffälligkeiten im Ge-

sundheitswesen machen. Durch KI-gestützte 

Programme können auch große Datenmen-

gen gezielt ausgewertet werden. Die hierfür 

entstehenden Kosten sind gut investiert, denn 

von einer höheren Aufklärungsquote geht 

auch ein Abschreckungseffekt aus. 

 

Auch der Bundesrechnungshof (2022) hat wie-

derholt flächendeckende Defizite bei der Kon-

trolle der Heilmittelerbringer durch die Kran-

kenkassen erkannt und Verbesserungen ange-

mahnt durch Stichproben- und Auffälligkeits-

prüfungen sowie eine Erweiterung der Prüf-

kompetenz des Medizinischen Dienstes. 

 

Kleinere Kranken- und Pflegekassen haben 

verständlicherweise nur geringe Ressourcen für 

die gesetzlich vorgeschriebene (§ 197a SGB V) 

Missbrauchsbekämpfung. Es gibt wissenschaft-

liche Hinweise, dass schwächer aufgestellte 

Fehlverhaltensbekämpfungsstellen nur einen 

Bruchteil der Verfolgungs- und Vermögens-

rückführungsquoten haben (Reinelt-Broll, 

2016). Deshalb sollten kleinere Kassen unterei-

nander Arbeitsgemeinschaften bilden und so 

ihre Kräfte bündeln (vgl. hierzu § 197b SGB V). 

 

Dunkelfeldstudie durchführen 

Das Bundeskriminalamt geht bei „Kontrolldelik-

ten“ wie dem Abrechnungsbetrug im Gesund-

heitswesen von einem „nicht unerheblichen 

Dunkelfeld sowohl hinsichtlich der Fallzahlen 

als auch hinsichtlich der monetären Schäden“ 

aus (vgl. Bundeskriminalamt, Bundeslagebild 

Wirtschaftskriminalität 2021, S. 4). Um die Schä-

den durch Sozialleitungsmissbrauch im Ge-

sundheitswesen besser zu quantifizieren, sollte 

daher das Bundesgesundheitsministerium im 

Zusammenwirken mit allen Akteuren im Ge-

sundheitswesen eine sog. Dunkelfeldstudie, ins-

besondere zum Abrechnungsbetrug, durchge-

führt werden. Dies hat auch die Justizminister-

konferenz vom 10.11.2022 empfohlen (TOP II.4 

Ziff. 4). Mit einer besseren Quantifizierung des 

Schadens kann das Bewusstsein für die nötige 

wirksamere Bekämpfung von Missbrauch bei 

allen Akteuren gesteigert werden. 

 

7. Pflegeversicherung: mehr Kontrollen  

 
Auch in der gesetzlichen Pflegeversicherung 

muss Fehlverhalten zu Lasten der Beitragszah-

ler („Pflegebetrug“) noch besser verhindert 

und aufgeklärt werden. Der Medizinische 

Dienst als zentrale Kontrollinstanz ist hier beson-

ders gefordert, Verdachtsfälle zu identifizieren 

und an die Pflegekassen zu melden. 

 

Auffällig war in den letzten Jahren insbeson-

dere Abrechnungsbetrug und Fehlverhalten 

durch Pflegedienste aus dem EU-Ausland. Das 

Bundeskriminalamtes (BKA) geht von einem 

bundesweiten Phänomen aus, das insbeson-

dere dort auftrete, wo sich durch Sprachgrup-

pen geschlossene Systeme bilden. Dabei wer-

den nur teilweise oder überhaupt nicht er-

brachte Leistungen abgerechnet, die Pflege-

bedürftigkeit von Patienten vorgetäuscht, 

Ärzte und Pflegepersonal bestochen oder Ur-

kunden gefälscht (vgl. GKV-Spitzenverband 

2023, Arbeit und Ergebnisse der Stelle zur Be-

kämpfung von Fehlverhalten im Gesundheits-

wesen). Mittlerweile konzentrieren sich die Tä-

ter zunehmend auf den Bereich der außerklini-

schen Intensivpflege, da hier die höchsten Ge-

winne erzielt werden können (a.a.O.). Denn 

die Aufwendungen der Pflegekassen für einen 

Intensivpflegepatienten liegen monatlich bei 

durchschnittlich rund 22.000 Euro. 

 

Verpflichtende digitale Abrechnung in 

der Pflege einführen 
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Die Abrechnungsprüfung in der Pflege erfolgt 

häufig immer noch auf Papier. Die Prüfung 

von Abrechnungen ist daher aufwändig und 

fehleranfällig. Auch im Sinne einer effektiveren 

Betrugsprävention sollte der Bundesgesetzge-

ber die Verpflichtung zur digitalen Abrech-

nung in der Pflege einführen. 

 

Nachweisführung über Erbringung von 

Pflegeleistungen ermöglichen 
 

Für eine effektive Betrugsprävention muss eine 

Nachweisführung über (nicht) erbrachte Pfle-

geleistungen möglich sein. Dies gilt insbeson-

dere für den Bereich der häuslichen Kranken-

pflege und für ambulante Pflegesachleistun-

gen. Der Bund sollte die Leistungserbringer da-

her gesetzlich dazu verpflichten, konkrete An-

fangs- und Endzeiten der Leistungserbringung 

zu dokumentieren. Nur so können sich eventu-

elle Unstimmigkeiten im Nachhinein aufklären 

lassen. 

 

Grundsätzlich unangekündigte Regel-

prüfungen in Intensivpflege durchfüh-

ren 

 
Nicht rechtstreue ambulante Pflegedienste 

nutzen Ankündigungsfristen zur Überprüfung 

vielfach, um betrügerisches Verhalten zu ver-

decken, etwa um Dokumentationsfehler, feh-

lerhafte Dienstpläne und Hinweise auf nicht 

ausreichend qualifiziertes Personal zu verschlei-

ern (GKV-Spitzenverband 2020). Um diesen 

Pflegediensten keine Möglichkeit für kurzfristige 

Änderungen beim Personaleinsatz oder im 

Pflegebetrieb vor den Prüfungen zu geben, ist 

eine unangekündigte Regelprüfung in der am-

bulanten außerklinischen lntensivpflege durch 

die zuständigen Prüfdienste (Medizinischer 

Dienst und bestellte Pflege-Sachverständige) 

erforderlich. Hierfür müssen die entsprechen-

den Vorschriften im SGB XI geändert werden.  

 

Häusliche Leistungen: keine Barzah-

lung mehr, Verwandtschaftsgrad prü-

fen 
 

Bei Erstattung von Kosten für Haushaltshilfen (§ 

38 SGB V) und sog. Verhinderungspflege (§ 39 

SGB XI; Pflegeperson ist z. B. wegen Urlaubs 

verhindert, so dass eine Ersatzperson pflegt) 

sollte die derzeit mögliche Praxis von Barzah-

lungen beendet werden, weil sie Missbrauchs-

gestaltungen Tür und Tor öffnet. Gesetzlich 

sollte die bargeldlose Zahlung angeordnet 

werden, damit der Geldfluss dokumentiert und 

die bezahlte Person sicher identifiziert werden 

kann. 

 

Genauer hingeschaut werden muss auch bei 

der Verhinderungspflege. Dieser Anspruch ent-

steht kalenderjährlich ab dem Pflegegrad 2 in 

Höhe von gut 1.600 Euro, wenn die eigentliche 

Pflegeperson ausfällt. Mit weiteren gut 800 

Euro aus dem Anspruch auf Kurzzeitpflege 

kann aufgestockt werden, wenn es sich bei 

der Ersatzperson nicht um eine bis zum zweiten 

Grad verwandte Person handelt.  

 

Das Merkmal „verwandt oder verschwägert 

bis zum zweiten Grad“ entscheidet mit dar-

über, ob und in welcher Höhe Kosten für Haus-

haltshilfe oder bzw. Verhinderungspflege über-

nommen werden. Deshalb muss der Ver-

wandtschaftsgrad nachprüfbar dokumentiert 

sein. Hierzu müssen die Pflegebedürftigen und 

die Ersatzpflegeperson verpflichtet werde, 

konkrete Angaben zum Verwandtschaftsver-

hältnis zu machen und mit ihrer Unterschrift zu 

dokumentieren. 

 

Im Übrigen ist zu überlegen, ob das auf-

wendige Verfahren mit vielen kaum überprüf-

baren Angaben nicht umgestellt werden sollte 

auf Sachleistungen bzw. eine Pauschale: Bei 

Inanspruchnahme eines ambulanten Pflege-

dienstes oder einer Kurzzeitpflege könnte dann 

die Pflegeversicherung bis zu gewissen Höchst-

grenzen Kosten übernehmen. Übernimmt da-

gegen eine Privatperson aus dem Umfeld des 

Pflegebedürftigen die Ersatzpflege, zahlt die 

Pflegeversicherung eine Pauschale, die deut-

lich niedriger ist als der heutige Betrag, also z. 

B. 1.000 Euro im Kalenderjahr. 

 

8. Medizinischer Dienst: Miss-

brauchsbekämpfung systematisieren 
 

Der Medizinische Dienst hat durch seine zent-

rale Prüfungsrolle im Gesundheitswesen umfas-

sende Kenntnis über das Leistungsgeschehen, 

die für die Missbrauchsbekämpfung konse-

quenter genutzt werden muss. Der Katalog der 

Begutachtungs- und Prüfsaufgaben ist ein-

drucksvoll (vgl. §§ 275, 275 Buchst. a – d SGB 

V). Ob Arbeitsunfähigkeit, Krankenhausbe-

handlungen, häusliche Krankenpflege, außer-

klinische Intensivpflege, medizinische Rehabili-

tation oder Einstufung in einen Pflegegrad: der 
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Medizinische Dienst ist zentrale Begutach-

tungs- und Kontrollinstanz.  

 

Gleichzeitig hat der MD – anders als Kranken- 

und Pflegekassen – aber kein finanzielles Ei-

geninteresse, Fehlverhalten zu bekämpfen. 

Denn der MD finanziert seine Kosten aus einer 

Umlage der Krankenkassen.  

 

Angesichts der umfangreichen Erkenntnismög-

lichkeiten des MD über das Leistungsgesche-

hen muss die Missbrauchsbekämpfung dort ei-

nen höheren geschäftspolitischen Stellenwert 

erhalten. Auf diesen Weg sollten sich die Medi-

zinischen Dienste begeben, etwa indem der 

jeweilige Verwaltungsrat Richtlinien zur effekti-

veren Bekämpfung erlässt. Weiterhin sollte der 

Gesetzgeber in den Katalog der vom MD 

Bund zu erlassenden Richtlinien eine neue Zif-

fer 9 in § 283 Abs. 2 Satz 1 SGB V aufnehmen: 

„Grund-sätze über die Bekämpfung des Leis-

tungsmissbrauchs“. Die Medizinischen Dienste 

sollten gesetzlich verpflichtet werden, Fehlver-

haltensstellen einrichten zu müssen (vgl. 

§§ 197a Abs. 1 SGB V, 47a SGB XI). Sie sollten 

weiterhin gesetzlich verpflichtet werden, Fehl-

verhaltensberichte zu veröffentlichen. Dies 

dient auch der öffentlichen Kontrolle, ob die 

Fehlverhaltensbekämpfung wirksam erfolgt. 

Schließlich sollte der MD gesetzlich zur Mittei-

lung über Fehlverhalten und Manipulationsver-

suche an die Kranken- und Pflegekassen ver-

pflichtet werden. 

 

9. Missbrauch bei Erwerbsminderungs-

renten vorbeugen 
 

Unberechtigte Erwerbsminderungsrenten ver-

ursachen einen doppelten Schaden: Sie ent-

ziehen Versicherte dem Arbeitsmarkt und ver-

ursachen bei regelmäßig jahrelanger Zahlung 

einen hohen finanziellen Schaden für die Bei-

tragszahlergemeinschaft der Rentenversiche-

rung. Von großer Bedeutung bei Erwerbsmin-

derungsrenten ist dabei die Diagnose psychi-

sche Störung. Deren Anteil hat sich in den letz-

ten Jahrzehnten verdreifacht: von knapp 14 % 

im Jahr 1990 auf knapp 43 % im Jahr 2021 

(Deutsche Rentenversicherung, Zeitreihen, Ok-

tober 2022, S. 105). Die Diagnose psychische 

Störung ist im Hinblick auf Erwerbsminderungs-

renten missbrauchsanfälliger als ein körperli-

ches Leiden, denn sie beruht auf der Schilde-

rung des Versicherten.  

 

Betrug in großen Stil wurde etwa bei der Deut-

schen Rentenversicherung Westfalen aufge-

deckt. Jahrelang sollen ein Arzt und seine Hel-

fer gegen Geld Versicherte mit erfundenen 

Befundberichten und falschen Gutachten zu 

unberechtigten Erwerbsminderungsrenten ver-

holfen haben. Die Helfer begleiteten die „Kun-

den“ zu Untersuchungen, dolmetschten und 

gaben Verhaltenstipps. Es ging um viele hun-

dert Fälle und einen hohen Millionenschaden. 

In diesem und in weiteren Fällen wurden emp-

findliche Haftstrafen verhängt (DRV Westfalen 

2017). Eine mehrjährige Haftstrafe wurde auch 

gegen eine andere „Vermittlerin“ von unge-

rechtfertigten Erwerbsminderungsrenten im 

Jahr 2019 verhängt und weitere Betrugsfälle zu 

Lasten anderen Sozialleistungsträger aufge-

deckt (DRV Westfalen 2019).  

 

Um Missbrauch bei Erwerbsminderungsrenten 

aufzudecken und zu verhindern müssen alle 

Rentenversicherungsträger so konsequent wie 

die DRV Westfalen Frühwarn- und Prüfsysteme 

einrichten und anwenden. 

 

10. Arbeitsunfähigkeit besser prüfen 
 

Damit Arbeitsunfähigkeitszeiten korrekt erfasst 

werden, müssen Ärzte immer die vom Arbeit-

nehmer zuletzt ausgeübte Tätigkeit berück-

sichtigen. Bei der Beurteilung der Arbeitsunfä-

higkeit ist konkret darauf abzustellen, welche 

Bedingungen die bisherige Tätigkeit geprägt 

haben. Die Kassenärztliche Vereinigung Hes-

sen muss ihre Mitglieder hierfür sensibilisieren 

und auf die Vermeidung nicht notwendiger 

Arbeitsunfähigkeitszeiten hinwirken. Außerdem 

muss die Landesärztekammer Hessen ihre Auf-

sichtspflicht wahrnehmen und einzelne Ärzte, 

die zu Unrecht, auffällig häufig oder zu lange 

krankschreiben, berufsrechtlich zur Verantwor-

tung ziehen. Darüber hinaus müssen Vorer-

krankungszeiten, die entscheidend für die 

Dauer des Entgeltfortzahlungsanspruchs sind, 

von den Krankenkassen korrekt erfasst werden. 

Dies sollte durch regelmäßige Prüfungen durch 

den Medizinischen Dienst sichergestellt wer-

den. 

 

Die Praxistauglichkeit der zum 1.1.2023 ver-

pflichtend eingeführten elektronischen Arbeits-

unfähigkeitsbescheinigung muss beobachtet 

werden. In der Anfangsphase wird von Zeitver-

zögerungen, häufigen Fehlermeldungen und 

Mehraufwand durch Papierbescheinigungen 

berichtet. 
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Im Jahr 2021 entfielen bundesweit insgesamt 

700 Millionen Arbeitstage aufgrund von ar-

beitsunfähig erkrankten Arbeitnehmern. Schät-

zungen zufolge entsteht hierdurch ein Ausfall 

an Bruttowertschöpfung in Höhe von 153 Milli-

arden Euro (BAuA 2022). Die Ausgaben der Ar-

beitgeber für Entgeltfortzahlung im Krankheits-

fall inklusive der zu zahlenden Beiträge zur Sozi-

alversicherung betragen mittlerweile bundes-

weit rund 78 Mrd. Euro p. a. (iwd 2023; in Hes-

sen: ca. 6 Mrd. Euro). Hinzu kommen im Jahr 

2021 weitere Kosten durch Krankengeldzahlun-

gen der Krankenkassen in Höhe von rund 17 

Mrd. Euro (GKV-Spitzenverband 2023), die aus 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen fi-

nanziert werden. Die VhU hat zum Thema Ar-

beitsunfähigkeit ein Positionspapier vorgelegt 

(aktualisiert 2023). 

 

11. Wohlfahrtsverbände und andere 

Leistungserbringer wirksam prüfen  

 
Mit den AWO-Skandalen in Frankfurt und Wies-

baden ist deutlich geworden, dass es systema-

tische und gravierende Kontrolldefizite bei der 

Verausgabung von Millionenbeträgen im Sozi-

albereich gibt. Leistungserbringer von Sozial-

leistungen müssen deshalb zukünftig bereits im 

„laufenden Geschäft“ geprüft werden. Land 

und Kommunen müssen sicherstellen, dass 

Verträge nur mit solchen Auftragnehmern ge-

schlossen werden, die sich der regelmäßigen 

und umfassenden Verpflichtung zu Prüfungen 

und Leistungskontrollen unterwerfen. Beste-

hende Verträge mit Auftragnehmern müssen 

hierauf überprüft werden. Weiterhin muss das 

Land eine zentrale Prüfstelle für die Leistungser-

bringung durch Kommunen einrichten. Bei Hin-

weisen auf Fehlverhalten oder ineffiziente Mit-

telverwendung müssen Land und Kommunen 

die Zusammenarbeit mit unlauteren Auftrag-

nehmern beenden. 

 

Auch der Rechnungshof des Landes Hessen 

hat hier Handlungsbedarf angemahnt. In einer 

Stichprobe stellte er stark eingeschränkte bzw. 

nicht vorhandene Prüfrechte bei Zuwendungs-

empfängern in Frankfurt und Wiesbaden fest. 

Hierdurch entstünden „(…) prüfungsfreie 

Räume und damit grundsätzlich höhere Risiken 

für Ineffizienz und Korruption“ (Pressemitteilung 

v. 19.11.2021). 

 

Eine wirksame Kontrolle ist wichtig, weil etwa 

Wohlfahrtsverbände ein gigantischer „Player“ 

im Sozialbereich sind. Bundesweit arbeiten mit 

knapp 2 Mio. Mitarbeitern rund 4 Prozent aller 

Erwerbstätigen bundesweit bei Verbänden 

wie der Arbeiterwohlfahrt (AWO), dem Cari-

tasverband oder dem Paritätischen Wohl-

fahrtsverband (Quelle: Bundesarbeitsgemein-

schaft der Freien Wohlfahrtspflege e. V.). Zum 

Vergleich: allein Caritas und Diakonie be-

schäftigen mit rund 1,3 Mio. Mitarbeitern bun-

desweit rund doppelt so viele Beschäftigte wie 

die Volkswagen AG weltweit. Mit rund 120.000 

Einrichtungen betreiben diese Sozialverbände 

bundesweit Dienstleistungen etwa im Kranken-

haus- und Rettungswesen oder in der Jugend-

hilfe und in Einrichtungen für Behinderte. Damit 

sind Wohlfahrtsverbände gemeinnützige Trä-

ger von rund einem Drittel aller sozialen Dienst-

leistungseinrichtungen. Die finanziellen Mittel 

zur Erbringung dieser Dienstleistungen werden 

ganz überwiegend aus öffentlicher Hand, 

nämlich durch Sozialversicherungsbeiträge 

und aus Steuermitteln, erbracht. Doch trotz 

dieser öffentlichen Finanzierung finden Kontrol-

len durch Behörden bei diesen Sozialdienstleis-

tern nur in begrenztem Umfang statt.  

 

Wie wichtig örtliche und überörtliche Prüfun-

gen jedoch sind, zeigen die Geschehnisse um 

die Frankfurter und Wiesbadener Kreisverband 

der AWO: ab 2019 mehrten sich Verdachts-

fälle des Betrugs und der Untreue. Hintergrund 

waren zunächst finanzielle Unregelmäßigkei-

ten bei von der AWO im Auftrag der Stadt 

Frankfurt betriebenen Unterkünften für Asylbe-

werber. In der Folge leitete die Staatsanwalt-

schaft Frankfurt Ermittlungsverfahren wegen 

Betrugs und Untreue gegen Verantwortliche 

der AWO Frankfurt ein. Im Laufe der Ermittlun-

gen kamen immer neue Vorwürfe über Schein-

arbeit, überhöhte Gehälter und Bezüge, falsch 

abgerechnete Personalkosten und ungerecht-

fertigte Spenden ans Licht. Der damalige 

Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt ist im 

Dezember 2022 wegen Vorteilsnahme erstin-

stanzlich zu einer Geldstrafe verurteilt worden. 

Gegen den ehemaligen Sozialdezernenten 

der Stadt Wiesbaden ist seit 2022 ein Strafver-

fahren im Zusammenhang mit dem AWO-

Komplex anhängig.  

 

12. Korruption und Missbrauch in Sozi-

albehörden wirksam bekämpfen 

 
Mit ihren Millionen- bzw. Milliardenbudgets für 

Sozialleistungen und dementsprechend hohen 

Summen für Verwaltungskosten (Personal- und 
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Sachmittel) müssen Sozialbehörden und Sozial-

leistungsträger wirksame Vorkehrungen gegen 

Korruption bei der Beschaffung und Miss-

brauch durch Beschäftigte treffen. Ein wichti-

ger Baustein hiergegen ist eine unabhängige 

Innenrevision, die nach einem Prüfplan syste-

matisch alle Tätigkeitsfelder und Bereiche der 

Sozialbehörde nach Prioritäten durchforstet 

und der Behördenleitung berichtet. Unerläss-

lich ist weiterhin ein Konzept zur Verhinderung 

von Korruption, das Elemente wie das Vier-Au-

gen-Prinzip bei der Zahlbarmachung, die Tren-

nung von Ausschreibung und Beschaffung so-

wie die Personalrotation in besonders gefähr-

deten Bereichen vorsieht. Die Aufsichtsbehör-

den des Landes müssen die Wirksamkeit dieser 

Kontrollmechanismen prüfen. 

 

13. Scheinvaterschaften effektiver un-

terbinden 

 
Eine seit Jahren bekannte Missbrauchsmög-

lichkeit ist die Beurkundung von Scheinvater-

schaften, mit deren Hilfe Bleiberecht und Sozi-

alleistungsbezug gesichert wird.  

 

In einer Variante anerkennt ein deutscher 

Staatsangehöriger die Vaterschaft des Kindes 

einer ausländischen Frau ohne Aufenthaltsbe-

rechtigung, womit das Kind die deutsche 

Staatsangehörigkeit und die Mutter ein Bleibe-

recht erwirbt. Nach erfolgter Beurkundung der 

der Vaterschaft beim Standesamt kann der 

Vorgang nicht mehr rückgängig gemacht 

werden, selbst wenn der Missbrauch bewiesen 

ist. Falsche Angaben der Parteien sind den be-

urkundenden Stellen (u.a. Notare, Amtsge-

richt, Standesbeamte, Urkundsperson beim Ju-

gendamt) oft nicht erkennbar. Außerdem feh-

len oft ausländerrechtliche Kenntnisse. Die Ur-

kundspersonen können auch gewechselt wer-

den, solange das Anerkennungsverfahren 

nicht ausgesetzt wird. 

 

Die Justizministerkonferenz hat am 16.06.2021 

dringenden Handlungsbedarf bei den Vor-

schriften zum Verbot missbräuchlicher Vater-

schaftsanerkennungen (§ 1597a BGB i.V.m § 

85 AufenthG) festgestellt, um die Ziele der Vor-

schrift zu erreichen. Die Justizminister der Län-

der fordern Bundesjustiz- und Bundesinnenmi-

nister auf, einen Gesetzentwurf zu erstellen, um 

zeitnah Abhilfe zu schaffen. Dem hat sich die 

Konferenz der Innenminister der Länder am 

02.12.2022 angeschlossen. 

 

In einer später zurückgezogenen Gesetzesiniti-

ative des Landes Nordrhein-Westfalen vom 

30.09.2020 (Bundesrats-Drucksache 586/20) 

sind verbindliche und kumulativ vorliegende 

formelle Prüfungspunkte vorgeschlagen wor-

den, die durch schriftliche Dokumente nach-

gewiesen werden müssen. Derartige formelle 

Voraussetzungen können durch die Urkunds-

person leichter geprüft werden als die derzeiti-

gen Regelbeispiele.  

 

Es gibt ein hohes öffentliches Interesse, die 

Missbrauchsmöglichkeit Scheinvaterschaft 

durch eine Gesetzesänderung effektiv zu be-

kämpfen. Hingegen wäre eine staatliche Wei-

gerung, eine bekannte und auch genutzte 

Missbrauchsmöglichkeit zu unterbinden, ge-

eignet, die allgemeine Rechtstreue zu beein-

trächtigen (vgl. Verwaltungsgerichtshof Mün-

chen, 11.03.2019 – 19 BV 16.937, mit zahlrei-

chen Nachweisen zu Missbrauchsvarianten 

und einem Plädoyer für eine Gesetzesände-

rung). 

 

14. Schattenwirtschaft besser eindäm-

men 

 
Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft müssen 

bekämpft werden, denn Schwarzarbeit unter-

gräbt die Steuermoral und das Vertrauen in 

staatliche Institutionen und Systeme. Zudem 

führen Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft 

zu Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten geset-

zestreuer Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie 

zu Einnahmeausfällen in den sozialen Siche-

rungssystemen und den öffentlichen Haushal-

ten. Prognosen gehen von einem Anteil der 

Schattenwirtschaft am deutschen Bruttoin-

landsprodukt von rund 9 Prozent für das Jahr 

2022 aus (vgl. Schneider/Bookmann 2022). Ob-

wohl der Anteil der Schattenwirtschaft seit 

2009 fast durchgängig rückläufig ist, liegt ihr 

Umfang bundesweit noch immer bei über 300 

Milliarden Euro (a.a.O.). Damit der Anteil der 

Schattenwirtschaft weiter sinkt, müssen vor al-

lem die bereits bestehenden Bestimmungen 

effektiver umgesetzt werden. Hierfür muss die 

Finanzkontrolle Schwarzarbeit gestärkt, insbe-

sondere mit ausreichend Personal und Sach-

mitteln ausgestattet werden. Noch wichtiger 

ist es, die Anreize für Schwarzarbeit zu vermin-

dern: hohe Lohnzusatzkosten, Bürokratie und 

Hürden bei der Beschäftigungsaufnahme. Da-

mit sozialversicherungspflichtige Arbeit nicht 

unattraktiv wird, muss der Gesamtsozialversi-
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cherungsbeitrag wieder auf unter 40 % abge-

senkt werden. Zudem müssen flexible Beschäf-

tigungsverhältnisse wie Zeitarbeit, Befristungen, 

Teilzeit und Minijobs gestärkt bzw. nicht einge-

schränkt werden. Denn sie ermöglichen vielen 

Personen erst den Zugang zu regulärer Be-

schäftigung und halten sie von der Schwarzar-

beit fern. 

 


